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Sicherstellung des Kinderschutzes vor den Familiengerichten und Strafverfol-
gungsbehörden in Bayern

18. Wahlperiode � 25.06.2021    Drucksache 18/15766

Hinweis des Landtagsamts: Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in der Verantwortung der 
Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente/  
abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen/ zur Verfügung.

Wir fragen die Staatsregierung:

1.1	 Wie viele Kinder unter 14 Jahren wurden in Bayern in den Jahren 2015 bis 
2020 von der Polizei als Opfer von Straftaten registriert (kindliche Opfer laut 
Polizeilicher Kriminalstatistik – bitte nach Regierungsbezirk aufgeschlüsselt 
auflisten nach Geschlecht und Alter sowie Opfer-Täter-Beziehung)? �  3

1.2	 Wie schätzt die Staatsregierung die Dunkelziffer der betroffenen Kinder 
ein, die im besagten Zeitraum Opfer von Kindesmissbrauch und Kindes-
misshandlung geworden sind? �  3

1.3	 In wie vielen Fällen kam es in den Jahren 2015 bis 2020 zu Verurteilungen 
aufgrund von Straftaten an Kindern in Bayern (bitte gegliedert nach Jahr, 
Deliktstypen und Strafmaß darstellen)? �  3

2.1	 Wie stellt die Staatsregierung derzeit eine persönliche kindgerechte Zeugen-
vernehmung von unter 14-jährigen Kindern in strafrechtlichen Ermittlungs-
verfahren und in Jugendschutzsachen vor der Strafgerichtsbarkeit in Bayern 
sicher? �  4

2.2	 Werden minderjährige Zeuginnen und Zeugen bzw. deren Erziehungs-
berechtigte zu deren Vorbereitung in standardisierter Form über die Ver-
nehmung informiert (bitte detailliert antworten)? �  5

2.3	 Wie gestaltet die Staatsregierung derzeit die Zeugenvernehmung bei Kin-
dern mit Behinderungen im Ermittlungsverfahren und im Strafprozess bei 
Jugendschutzsachen? �  6

3.1	 Wie werden betroffene Kinder im Übrigen, d. h. über die Zeugenvernehmung 
hinaus, während und nach dem Ermittlungsverfahren sowie Strafverfahren 
begleitet? �  8

3.2	 Wie bewertet das Staatsministerium der Justiz das in anderen Bundes-
ländern bereits umgesetzte Konzept der sogenannten Childhood-Häuser, 
die nach skandinavischem Vorbild interdisziplinäre Kompetenzzentren für 
Kinder und Jugendliche sind, die sexuellen Missbrauch erlebt haben, und 
in denen Ärztinnen und Ärzte sowie Psychologinnen und Psychologen mit 
Polizei und Justiz zusammenarbeiten und wo auch die jungen Opfer als 
Zeugen vor Ort in kindgerechter Umgebung vernommen werden können? �  8

3.3	 Wie wurden die Strukturen für Psychosoziale Prozessbegleitungen in Bayern 
seit dem Jahr 2014 – vor dem Hintergrund des mit dem 3. Opferrechtsreform-
gesetz zum 01.01.2017 insbesondere für Kinder und Jugendliche, die Opfer 
von Gewalt- und Sexualdelikten geworden sind, geschaffenen Anspruchs 
auf psychosoziale Prozessbegleitung – ausgebaut (bitte anknüpfend und 
im Vergleich zum unter Frage 6.2 der Drs. 17/7321 genannten Stand im 
Jahr 2015 darstellen)? �  9

4.1	 In wie vielen Fällen seit dem 01.01.2017 konnte der Anspruch auf Psycho-
soziale Prozessbegleitung mangels Beratungsangebots nicht erfüllt werden?� 10

http://www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente/
http://www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen/
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4.2	 Sind für Straftaten gegen Kinder spezialisierte Sonderdezernate bei den 
Staatsanwaltschaften eingerichtet bzw. ist deren Einrichtung geplant? �  10

4.3	 In wie vielen Fällen wurde in den Jahren 2015 und 2020 in kindschaftsrecht-
lichen Verfahren vor den Familiengerichten aufgrund von Kindesmissbrauch 
und Kindesmisshandlungen das Sorgerecht entzogen? �  10

5.1	 Wie wird derzeit in kindschaftsrechtlichen Verfahren vor den Familien-
gerichten eine persönliche kindgerechte Anhörung von unter 14-jährigen 
Kindern, insbesondere eine entwicklungsgerechte Gesprächsführung mit 
den Kindern sichergestellt? �  11

5.2	 Sind alle bayerischen Familiengerichte mit entsprechender Technik zur 
Aufzeichnungen der Anhörung ausgestattet, damit die Kinder zu den Taten 
lediglich einmal befragt werden müssen (bitte detailliert antworten)? �  11

5.3	 Inwiefern gibt es seitens des Staatsministeriums der Justiz entsprechende 
Vorgaben, um eine entwicklungsgerechte Gesprächsführung und den Ein-
satz entsprechender Technik zur Aufzeichnung der Anhörungen sicherzu-
stellen? �  13

6.1	 Setzt die Übernahme eines Familiendezernats in der bayerischen Familien-
gerichtsbarkeit besondere qualitative Eingangsvoraussetzungen bei den 
angehenden Richterinnen und Richtern voraus, insbes. entsprechende 
Berufserfahrung, Kenntnisse auf dem Gebiet des Kinder- und Jugendhilfe-
rechts, Entwicklungspsychologie und Pädagogik? �  13

6.2	 Wie werden Richterinnen und Richter der Familiengerichte bei Übernahme 
eines Familiendezernats in die Thematik des Kinderschutzes eingeführt? �  13

6.3	 Welche Fortbildungsangebote im Bereich des Kinderschutzes werden vor 
dem Hintergrund des Art. 6 Bayerisches Richter- und Staatsanwaltsgesetz 
(BayRiStaG) für die Richterinnen und Richter vorgehalten (bitte detailliert 
angeben)? �  13

7.1	 Können sich Richterinnen und Richter, die ein Fortbildungsangebot in An-
spruch nehmen, für die Dauer der Fortbildung vom Dienst freistellen lassen? 
�  14

7.2	 Gibt es auch entsprechende Fortbildungsangebote in Form des E-Lear-
nings? �  14

7.3	 Ist seitens der Staatsregierung die Einführung eines Rechts auf Fortbildung 
im BayRiStAG geplant? �  14

8.1	 Was wird seitens der Staatsregierung unternommen, damit die Jugendämter 
ihre gesetzlichen Prozessrechte zum Kinderschutz vor den Familiengerichten 
(§ 50 Abs. 1 Satz 2 Sozialgesetzbuch [SGB] Achtes Buch [VIII] i. V. m. dem 
Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit – FamFG) wahrnehmen, sofern sie nicht 
dazu bereits ohne Antragserfordernis verpflichtet sind (§ 162 Abs. 2 Satz 
2 FamFG)? �  14

8.2	 Wie unterstützt die Staatsregierung die kommunalen Jugendämter, die in 
den Fällen der Gefährdung des Kindeswohls mangels einer bedingungslosen 
Anzeigenpflicht gemäß § 8a SGB VIII zunächst nach nicht unkomplizierter 
Gefährdungseinschätzung eine Entscheidung über die Informationsweiter-
gabe an die Strafverfolgungsbehörden zu treffen haben?  �  15

8.3	 Welche praktische Relevanz hat die in Art. 14 Abs. 6 Gesundheitsdienst- und 
Verbraucherschutzgesetz (GDVG) landesrechtlich für Bayern festgelegte 
Meldepflicht der dort genannten Berufsgruppen beim Vorliegen von An-
haltspunkten für eine Misshandlung, Vernachlässigung oder einen sexuellen 
Missbrauch eines Kindes oder Jugendlichen gegenüber den Jugendämtern 
im Vergleich zu der in § 4 Gesetz zur Kooperation und Information im Kinder-
schutz (KKG) bundesrechtlich geregelten bloßen Meldemöglichkeit? �  15
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Antwort
des Staatsministeriums der Justiz im Einvernehmen mit dem Staatsministerium 
des Innern, für Sport und Integration sowie dem Staatsministerium für Familie, 
Arbeit und Soziales
vom 10.05.2021

1.1	 Wie viele Kinder unter 14 Jahren wurden in Bayern in den Jahren 2015 bis 
2020 von der Polizei als Opfer von Straftaten registriert (kindliche Opfer laut 
Polizeilicher Kriminalstatistik – bitte nach Regierungsbezirk aufgeschlüsselt 
auflisten nach Geschlecht und Alter sowie Opfer-Täter-Beziehung)?

Vorangestellt wird, dass Informationen zu Opfern in der Polizeilichen Kriminalstatistik 
(PKS) nur bei sogenannten Opferdelikten erfasst werden. Dabei handelt es sich um De-
likte, die im bundesweiten Straftatenkatalog gesondert ausgewiesen werden.

Hierzu gehören Straftaten gegen das Leben (Ausnahme: Abbruch der Schwanger-
schaft), Sexualdelikte (Ausnahme: Ausübung der verbotenen Prostitution und jugendge-
fährdende Prostitution sowie Verbreitung pornografischer Schriften und Erzeugnisse), 
Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit (Ausnahme: Angriff auf 
den Luft- und Seeverkehr) sowie Widerstandshandlungen gegen und tätliche Angriffe 
auf Vollstreckungsbeamte und gleichstehende Personen, Brandstiftung mit Todesfolge, 
Körperverletzung im Amt, Aussetzung, Einschleusen mit Todesfolge und leichtfertige 
Verursachung des Todes eines anderen durch Abgabe von Betäubungsmitteln (BtM).

Eine Darstellung der einzelnen Lebensjahre der Opfer ist in den bundeseinheitlich 
festgelegten Kriterien für die PKS nicht vorgesehen. In der als Anlage 1 beigefügten 
Tabelle werden kindliche Opfer bis unter 14 Jahre dargestellt.

Ergänzend aufgeführt wurden Zahlen für Bayern insgesamt, da die Addition der Op-
ferzahlen der einzelnen Regierungsbezirke nicht die Gesamtopferzahl in Bayern ergibt. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass in den Einzelaufstellungen der Regierungsbezirke 
die Fälle mit unbekanntem bzw. ungeklärtem Tatort in Bayern faktisch nicht gelistet 
werden können.

1.2	 Wie schätzt die Staatsregierung die Dunkelziffer der betroffenen Kinder ein, 
die im besagten Zeitraum Opfer von Kindesmissbrauch und Kindesmiss-
handlung geworden sind?

Mangels statistischer Daten ist eine belastbare Schätzung der Dunkelziffer der betroffenen 
Kinder, die im besagten Zeitraum Opfer von Kindesmissbrauch und Kindesmisshandlung 
geworden sind, nicht möglich. In der PKS wird nur das sogenannte Hellfeld – also die der 
Polizei bekannt gewordene Kriminalität – erfasst. Auch in den Geschäftsstatistiken der 
Gerichte und Staatsanwaltschaften sowie in der bayerischen Strafverfolgungsstatistik, 
die nach bundesweit einheitlichen Kriterien geführt werden, wird nur das sogenannte 
Hellfeld erfasst.

1.3	 In wie vielen Fällen kam es in den Jahren 2015 bis 2020 zu Verurteilungen 
aufgrund von Straftaten an Kindern in Bayern (bitte gegliedert nach Jahr, 
Deliktstypen und Strafmaß darstellen)?

Die bayerische Strafverfolgungsstatistik erfasst die Zahl der Verurteilten. Verurteilte sind 
straffällig gewordene Personen, gegen die nach allgemeinem Strafrecht Freiheitsstrafen, 
Strafarreste oder Geldstrafen verhängt wurden oder deren Straftat nach Jugendstraf-
recht mit Jugendstrafen, Zuchtmitteln oder Erziehungsmaßregeln geahndet worden sind.

Die nach bundesweit einheitlichen Kriterien geführte Statistik enthält allerdings keine 
Angaben zu den Hintergründen oder Modalitäten der einzelnen Straftaten. In der Straf-
verfolgungsstatistik wird regelmäßig nur nach Straftatbeständen unterschieden. Kinder 
als Opfer werden daher grundsätzlich nicht gesondert ausgewiesen. Lediglich für aus-
gewählte Sexual- und Gewaltstraftaten weist die bayerische Strafverfolgungsstatistik 
in einer gesonderten Tabelle die Anzahl der Verurteilten, deren Opfer Kinder nach § 19 
Strafgesetzbuch (StGB), also unter 14 Jahre alte Personen sind, aus. Gesonderte An-
gaben zum Strafmaß sind in dieser Tabelle nicht enthalten. Die sich aus dieser Tabelle 



Bayerischer Landtag   18. Wahlperiode � Seite 4/15 Drucksache 18/15766 

ergebende Anzahl der Verurteilten wegen ausgewählter Straftaten an Kindern ist aus 
der als Anlage 2 beigefügten Tabelle 1 ersichtlich. Wegen der im November 2016 in 
Kraft getretenen Reform des Sexualstrafrechts erfolgt die Ausweisung in der Tabelle für 
die Jahre 2015 und 2016 sowie für 2017 bis 2019 jeweils gesondert.

Soweit Straftatbestände per se ausschließlich Kinder als Geschädigte beinhalten 
(sexueller Missbrauch von Kindern nach § 176 StGB, schwerer sexueller Missbrauch 
von Kindern nach § 176a StGB, sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 
nach § 176b StGB, Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornografischer Inhalte nach 
§ 184b StGB) ergibt sich die Anzahl der Verurteilten für die Jahre 2015 bis 2019 aus der 
als Anlage 2 beigefügten Tabelle 2.

In der Statistik werden die Geldstrafen nach Tagessätzen und die Freiheitsstrafen 
und Jugendstrafen größtenteils nach Zeiträumen aufgeschlüsselt, zudem wird die An-
zahl der verhängten Zuchtmittel und Erziehungsmaßnahmen angegeben.

Wegen der Einzelheiten wird auf die als Anlage 2 beigefügten Tabellen 3 und 4 Be-
zug genommen.

Die bayerische Strafverfolgungsstatistik für das Jahr 2020 ist noch nicht veröffent-
licht.

Mangels statistischer Daten können weiter gehende Angaben in der zur Verfügung 
stehenden Zeit mit vertretbarem Aufwand nicht gemacht werden. Die Fragen könnten 
nur beantwortet werden, wenn die relevanten Verfahrensakten der Jahre 2015 bis 2020 
händisch durchgesehen würden. Dies würde ganz erhebliche Arbeitskraft binden und 
eine – verfassungsrechtlich gebotene – effektive Strafverfolgung durch die Staatsan-
waltschaft gefährden.

Im Übrigen finden sich Angaben zu den Verurteilten in der unter https://www.statis​
tik.bayern.de/mam/produkte/veroffentlichungen/statistische_berichte/b6100c_201900.
pdf vom Landesamt für Statistik veröffentlichten bayerischen Strafverfolgungsstatistik 
2019; auch die Strafverfolgungsstatistiken für die Jahre 2015 bis 2018 sind auf der Sei-
te des Landesamtes für Statistik veröffentlicht.

2.1	 Wie stellt die Staatsregierung derzeit eine persönliche kindgerechte Zeugen-
vernehmung von unter 14-jährigen Kindern in strafrechtlichen Ermittlungs-
verfahren und in Jugendschutzsachen vor der Strafgerichtsbarkeit in Bayern 
sicher?

Die Umstände der Vernehmung minderjähriger Zeugen werden weitestgehend durch 
die Strafprozessordnung (StPO) verbindlich vorgeschrieben. Auch die Richtlinien für 
das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren (RiStBV) sehen insbesondere in Nr. 19 
spezielle Vorgaben für die Vernehmung von Kindern und Jugendlichen vor.

Soweit die Vernehmung durch die Polizei erfolgt, ist Folgendes auszuführen:
Die Bestimmungen der Polizeidienstvorschrift (PDV) 382 „Bearbeitung von Jugendsachen 
bei der Polizei“ sind durch die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten der Bayerischen 
Polizei bei der Vernehmung von Kindern und Jugendlichen zu beachten.

Darüber hinaus wurde die ministerielle Richtlinie über die polizeiliche Vernehmung in 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren überarbeitet und an die jüngste Reform der StPO 
sowie die Neuerungen im Jugendgerichtsgesetz (JGG) angepasst. Hier finden sich 
u. a. umfangreiche Ausführungen zu den Besonderheiten bei der Anhörung von Kin-
dern bzw. der Vernehmung von Jugendlichen in strafrechtlichen Ermittlungsverfahren.

Dementsprechend ist die Thematik Kinder/Jugendliche bzw. Anhörung/Vernehmung 
von Kindern/Jugendlichen auch fester Bestandteil der Polizeiausbildung. In mehreren 
Unterrichtseinheiten wird über die Thematik, insbesondere Belehrungspflichten, Ver-
ständigungen und Anwesenheitsrecht der Erziehungsberechtigten, informiert. Darüber 
hinaus ist das Thema Gegenstand der Fortbildung mit zahlreichen themenspezifischen 
Seminarangeboten.

Aufgrund der Aus- und Fortbildungsmaßnahmen sind alle Polizeibeamtinnen und 
-beamten in Bayern entsprechend geschult, sodass sie in der Lage sind, mit Opfern 
von Straftaten – gleich welchen Alters, welcher Herkunft etc. – professionell umzuge-
hen und diese über geeignete Hilfsangebote zu informieren.

Zudem wurde diese Thematik mehrfach im Rahmen von Besprechungen, u. a. den 
Justiz-Polizei-Tagungen sowie den Dienstbesprechungen des Staatsministeriums des 
Innern, für Sport und Integration mit den Leitern Verbrechensbekämpfung der Landes-
polizeipräsidien, dem Landeskriminalamt und dem Bereitschaftspolizeipräsidium auf-
gegriffen und erörtert.

https://www.statistik.bayern.de/mam/produkte/veroffentlichungen/statistische_berichte/b6100c_201900.pdf
https://www.statistik.bayern.de/mam/produkte/veroffentlichungen/statistische_berichte/b6100c_201900.pdf
https://www.statistik.bayern.de/mam/produkte/veroffentlichungen/statistische_berichte/b6100c_201900.pdf
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Soweit die Vernehmung im Ermittlungsverfahren und in der Hauptverhandlung durch 
Richter durchgeführt wird, erfolgt die Ausgestaltung der Vernehmung im Rahmen der 
StPO in richterlicher Unabhängigkeit.

Soweit der Verdacht besteht, dass ein Kind Opfer einer Straftat geworden ist, muss 
es – sofern es die nötige Aussagereife besitzt – in einem Ermittlungsverfahren persön-
lich vernommen werden. Um die Belastung eines kindlichen Opferzeugen durch wie-
derholte Vernehmungen zu minimieren, schreibt der Ende 2019 deutlich ausgeweitete 
§ 58a Abs. 1 Satz 2 StPO bei Verdacht auf Sexualstraftaten für das Ermittlungsverfah-
ren grundsätzlich eine Vernehmung durch den Ermittlungsrichter (§ 162 Abs. 1 Satz 1 
StPO) vor. Die Vernehmung ist zudem in Bild und Ton aufzuzeichnen.

Hilfreich ist dabei der Einsatz kinderfreundlicher Vernehmungszimmer. Im Bereich 
der Gerichte und Staatsanwaltschaften wurden und werden enorme Anstrengungen 
zur Schaffung von kinderfreundlichen Räumen unternommen. So werden im Rahmen 
großer Sanierungsmaßnahmen oder Neubauten standardmäßig kinderfreundliche 
Zeugenbetreuungs- oder Anhörungszimmer geschaffen. Aktuell verfügen 23 Gerich-
te und Justizbehörden über kindgerechte Videovernehmungszimmer. Darüber hinaus 
gibt es an 81 Justizstandorten kinderfreundlich gestaltete Aufenthaltsbereiche (z. B. 
Zeugenzimmer, Spielecken), zehn Standorte verfügen über sog. Eltern-Kind-Zimmer. 
Außerdem kann an 54 Gerichten und Justizbehörden auf sog. Kids-Boxen zugegriffen 
werden. Das sind mobile Einheiten, die mit diversen Spielgeräten und Beschäftigungs-
materialien ausgestattet sind und Büros und sonstige Zimmer in kindgerechte Räume 
verwandeln.

Der Beschuldigte und sein Verteidiger haben grundsätzlich das Recht, an der er-
mittlungsrichterlichen Vernehmung teilzunehmen und Fragen zu stellen (§ 168c Abs. 2 
StPO, ggf. räumlich getrennt im Wege einer Bild-Ton-Übertragung in einen anderen 
Raum gemäß § 168e StPO). Ist die Aussage des Tatopfers – auch nach der Befragung 
durch die Verteidigung – bei dieser Vernehmung überzeugend, wird von den Beschul-
digten schon in diesem Stadium häufig ein Geständnis abgelegt und so eine erneute 
Befragung des Kindes in der Hauptverhandlung vermieden.

Darüber hinaus kann bei Sexualstraftaten die audiovisuelle Aufzeichnung der ermitt-
lungsrichterlichen Vernehmung vom Gericht nach § 255a Abs. 2 StPO in die strafge-
richtliche Hauptverhandlung eingeführt werden und dort eine Vernehmung des Kindes 
ersetzen.

Auch bei einer ersetzenden Vorführung bleibt allerdings die Möglichkeit einer er-
gänzenden persönlichen Vernehmung des Tatopfers in der Hauptverhandlung. Die ge-
richtliche Aufklärungspflicht kann eine ergänzende Vernehmung z. B. gebieten, wenn 
nach der ermittlungsrichterlichen Vernehmung neue Beweise oder Informationen auf-
getaucht sind, zu denen das Tatopfer in der früheren Vernehmung noch nicht befragt 
werden konnte.

Falls eine ergänzende Vernehmung des Tatopfers unumgänglich ist, kann diese ge-
gebenenfalls nach § 247a Abs. 1 StPO per Videovernehmung erfolgen, d. h. das Tat-
opfer ist nicht im Gerichtssaal anwesend, sondern wird nur per Video zugeschaltet. 
Dadurch wird dem Kind zwar nicht die (erneute) Vernehmung, aber zumindest die per-
sönliche Konfrontation mit dem Angeklagten erspart.

Muss eine minderjährige Person dennoch in der Hauptverhandlung persönlich ver-
nommen werden, schreibt § 241a Abs. 1 StPO vor, dass die Befragung allein durch den 
Vorsitzenden Richter erfolgt; Staatsanwaltschaft, Verteidiger und Angeklagter können 
ihre Fragen nur über das Gericht stellen.

2.2	 Werden minderjährige Zeuginnen und Zeugen bzw. deren Erziehungs-
berechtigte zu deren Vorbereitung in standardisierter Form über die Ver-
nehmung informiert (bitte detailliert antworten)?

Die in der Antwort zu Frage 2.1 genannten Polizeidienstvorschriften bzw. Richtlinien 
enthalten u. a. auch Ausführungen zu den Themen Vorladung, Belehrung und spontane 
Äußerung bzw. Vernehmung.

Konkret sind beispielsweise Vorladungen Minderjähriger an die Erziehungsberech-
tigten und die gesetzlichen Vertreter zu richten.

Darüber hinaus ist Erziehungsberechtigten und gesetzlichen Vertretern vor der Ver-
nehmung eines Minderjährigen der Grund mitzuteilen, sofern kriminaltaktische Erwä-
gungen nicht entgegenstehen. Sind Erziehungsberechtigte und gesetzliche Vertreter 
nicht erreichbar, ist der Grund der Vernehmung nachträglich mitzuteilen.
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Bei der Vernehmung Minderjähriger haben Erziehungsberechtigte und gesetzliche 
Vertreter grundsätzlich ein Anwesenheitsrecht. Zur Vermeidung jeglicher Beeinflus-
sung kann es geboten sein, in Absprache mit den Erziehungsberechtigten und gesetz-
lichen Vertretern Minderjährige auch allein zu vernehmen.

Für die schriftliche Vorladung zur Vernehmung eines Zeugen ist ein entsprechendes 
Formblatt zu verwenden. In diesem wird zunächst der Grund der Vernehmung (Nen-
nung der Ermittlungssache) angeführt. Des Weiteren verfügt besagtes Formblatt über 
die Auswahloption „Anhörung des Kindes“, verbunden mit einem entsprechenden Be-
gleithinweis für die erziehungsberechtige(n) Person(en).

Zeugen, die zugleich Verletzte sind, ist im Rahmen der ersten Vernehmung das Merk-
blatt über Rechte von Verletzten und Geschädigten im Strafverfahren auszuhändigen. 
Dieses kann auch bereits zusammen mit der o. g. Vorladung übersandt werden. Hierin 
werden u. a. Informationen zu und Hilfsangebote von verschiedenen Institutionen be-
nannt sowie allgemeine Aspekte zum strafrechtlichen Ermittlungsverfahren, aber auch 
möglichen zivilrechtlichen Ansprüchen aufgegriffen. Insbesondere der Thematik „Kin-
der und Jugendliche als Opfer von Gewalt- oder Sexualstraftaten“ ist ein Passus mit 
Hinweis auf psychosoziale Prozessbegleitung gewidmet. Des Weiteren wird darin auf 
die Bedeutung der Zeugenaussage hingewiesen, das Recht erläutert, einen Beistand, 
z. B. einen Anwalt, zur Vernehmung mitzubringen sowie die Möglichkeit, auf Staatskos-
ten einen Zeugenbeistand bestellt zu bekommen.

Daneben stehen kindlichen und jugendlichen Opfern und deren Angehörigen insbe-
sondere die Beauftragten der Polizei für Kriminalitätsopfer beratend und unterstützend 
zur Verfügung.

Soweit minderjährige Zeuginnen bzw. Zeugen ermittlungsrichterlich vernommen 
werden sollen, ist auch die Vorbereitung der Vernehmung Teil der richterlichen Ver-
handlungsführung und wird von den zuständigen Richtern eigenständig und in Aus-
übung richterlicher Unabhängigkeit durchgeführt. Zentrale oder einheitliche Vorgaben 
des Staatsministeriums der Justiz zur Information von Zeuginnen und Zeugen kann es 
daher nicht geben.

Die Gerichte informieren die Zeuginnen und Zeugen in der Regel im Ladungsfor-
mular oder mittels eines der Ladung beigefügten Formblatts. So fügen z. B. die Ermitt-
lungsrichter des Amtsgerichts München ein Merkblatt „Informationen zur Videoverneh-
mung“ bei, in dem Sinn und Zweck der Videovernehmung, der Ablauf der Vernehmung, 
die Rolle der Beteiligten, die Anwesenheitsrechte sowie die Örtlichkeit der Vernehmung 
erklärt werden.

2.3	 Wie gestaltet die Staatsregierung derzeit die Zeugenvernehmung bei Kin-
dern mit Behinderungen im Ermittlungsverfahren und im Strafprozess bei 
Jugendschutzsachen?

Der Umgang mit kindlichen und jugendlichen Opfern stellt die Ermittlungsbehörden 
seit jeher zusätzlich vor besondere Herausforderungen. Der verantwortungsbewusste 
und angemessene Umgang der Ermittlungsbehörden gegenüber Kindern und Jugend-
lichen und insbesondere gegenüber Kindern und Jugendlichen mit Behinderung spielt 
eine zentrale Rolle. Denn ein sensibler Umgang mit dem Opfer fördert nicht nur die Mit-
wirkung des Opferzeugen im Ermittlungsverfahren, er stärkt auch das Vertrauen in die 
Arbeit der Ermittlungsbehörden und trägt damit zur Erhöhung des Sicherheitsgefühls bei.

Dabei sind im Rahmen der Ermittlungen insbesondere die Verständigungsmöglich-
keiten sowie die individuellen Einschränkungen der Opfer zu berücksichtigen. Auch die 
besondere Abhängigkeit von Kindern und Jugendlichen (mit Behinderung) zu ihrem 
sozialen Umfeld muss berücksichtigt werden.

Die Umstände der Vernehmung minderjähriger Zeugen werden weitestgehend durch 
die StPO verbindlich vorgeschrieben, die nicht danach unterscheidet, ob ein minderjäh-
riger Zeuge behindert ist oder nicht. Für die Vernehmung von Kindern mit Behinderung 
gelten somit zunächst dieselben Schutzvorschriften wie für die Vernehmung von Kin-
dern ohne Behinderung. Auf die Antwort zu Frage 2.1 wird daher verwiesen.

Darüber hinaus enthält Nr. 21 der RiStBV detaillierte Vorgaben für den allgemeinen 
Umgang der Strafverfolgungsbehörden mit behinderten Menschen. Diesen ist mit be-
sonderer Rücksichtnahme auf ihre Belange zu begegnen. Es bestehen Vorgaben für 
Menschen mit einer Hör- oder Sprachbehinderung. Bei Vernehmungen von geistig be-
hinderten oder lernbehinderten Zeugen empfiehlt es sich, in geeigneten Fällen darauf 
hinzuwirken, dass nach Möglichkeit eine Vertrauensperson der Person mit Behinde-
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rung an der Vernehmung teilnimmt, die in der Lage ist, sprachlich zwischen dieser und 
dem Vernehmenden zu vermitteln. 

Grundsätzlich sollen bei Zeugenvernehmungen von Verletzten bzw. Opfern von 
Straftaten die Belange des Zeugenschutzes und des Opferschutzes besondere Be-
achtung finden. Eine besondere Schutzwürdigkeit wird insbesondere bei Minderjähri-
gen geprüft.

Wird eine besondere Schutzwürdigkeit angenommen und entspricht dies dem 
Wunsch des Opfers, soll die polizeiliche Vernehmung grundsätzlich

	– in für diesen Zweck geeigneten Räumen,
	– von für diese Aufgabe geschulten Beamtinnen und Beamten oder unter deren Mit-

wirkung und
	– bei mehreren Vernehmungen stets durch dieselben Beamtinnen und Beamten 

durchgeführt werden.
Vernehmungen von Opfern sexueller Gewalt, geschlechtsbezogener Gewalt oder von 
Gewalt in engen Beziehungen sollen durch eine Person gleichen Geschlechts durch-
geführt werden, sofern dadurch der Gang des Strafverfahrens nicht beeinträchtigt wird.

Für alle Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten wurde das „Merkblatt für den ers-
ten Angriff durch die Polizei – Anzeigenaufnahme nach sexuellen Gewaltstraftaten“ 
erarbeitet, welches zuletzt im Jahr 2017 überarbeitet wurde. Im Zuge dieser Überarbei-
tung wurde insbesondere ein Hinweis auf die besonders sensible Vorgehensweise bei 
Anzeigen von Menschen mit Behinderung aufgenommen und auf das Merkblatt „Ver-
nehmung von Menschen mit geistiger Behinderung bei Verdachtsfällen von sexuellem 
Missbrauch“ des Staatsministeriums der Justiz verwiesen.

Die Ermittlungszuständigkeit bei einem Großteil der besonders belastenden bzw. 
komplexen Straftaten mit kindlichen bzw. jugendlichen Opfern (Sexual-/Missbrauchs-/
Misshandlungsdelikte) liegt gemäß dem Rahmenkatalog des Staatsministeriums des 
Innern, für Sport und Integration grundsätzlich bei der Kriminalpolizei.

Die Beamten der entsprechenden Fachkommissariate sind dahin gehend sensibili-
siert und entsprechend aus- und fortgebildet, die polizeilichen Ermittlungen zügig und 
gründlich durchzuführen, um die Belastung für das (kindliche) Opfer möglichst gering 
zu halten und eine weitere Gefährdung auszuschließen.

Die o. g. Thematik ist in verschiedenen Seminarangeboten beinhaltet. Die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer werden hierbei auch praxisnah sensibilisiert. Behandelt wer-
den hierbei u. a. auch die opfer- und behinderungsgerechte Befragung/Vernehmung.

Daneben stehen kindlichen und jugendlichen Opfern und deren Angehörigen insbe-
sondere die Beauftragten der Polizei für Kriminalitätsopfer beratend und unterstützend 
zur Verfügung.

Soweit die Vernehmung im Ermittlungsverfahren und in der Hauptverhandlung durch 
Richter durchgeführt wird, erfolgt die Ausgestaltung der Vernehmung im Rahmen der 
StPO in richterlicher Unabhängigkeit.

Für die Strafverfolgungsbehörden wurde im Jahr 2015 ein Merkblatt „Vernehmung 
von Menschen mit geistiger Behinderung“ erarbeitet, das regelmäßig aktualisiert wird. 
In diesem Merkblatt wird festgehalten, dass Menschen mit geistiger Behinderung so 
individuell wie deren Einschränkungen sind, sodass auch die Kommunikationsmöglich-
keiten in jedem Einzelfall unterschiedlich sein können und zunächst in Erfahrung ge-
bracht werden müssen, z. B. durch Hinzuziehung einer neutralen Vertrauensperson, die 
sprachlich vermitteln kann, soweit eine bilaterale Kommunikation nicht möglich ist. Des 
Weiteren enthält das Merkblatt konkrete Hinweise zur Befragungstechnik (u. a. ausrei-
chende Zeitplanung, Verwendung möglichst einfacher Sprache, keine Suggestionen, 
keine Fragewiederholungen, kein Bestehen auf Nennung exakter Namen/Zeiten/Zah-
len).

Das Merkblatt geht auf einen vom Staatsministerium der Justiz im März 2015 durch-
geführten Workshop zum Thema „Sexueller Missbrauch von Menschen mit geistiger 
Behinderung – Wahrheitserforschung und Vernehmungsmethoden“ zurück. Neben 
Vertreterinnen und Vertretern der Staatsanwaltschaften, der Gerichte, der Polizei und 
des Staatsministeriums für Arbeit und Soziales, Familie und Integration sowie des 
Landtags (Landtagsamt) nahmen an dem Workshop auch Vertreter der Anwaltschaft, 
der Opferhilfeorganisationen sowie eine Sachverständige teil.

Da im weiteren Verlauf des Ermittlungsverfahrens eine fachkundige Prüfung der 
Aussagetüchtigkeit des Betroffenen und der Glaubhaftigkeit der Aussage erforderlich 
werden wird, sollte im Zweifelsfall nach Möglichkeit bereits zur ersten Vernehmung ein 
aussagepsychologischer Sachverständiger und bei Vorliegen psychischer Erkrankun-
gen zusätzlich ein psychiatrischer Sachverständiger hinzugezogen werden.
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3.1	 Wie werden betroffene Kinder im Übrigen, d. h. über die Zeugenvernehmung 
hinaus, während und nach dem Ermittlungsverfahren sowie Strafverfahren 
begleitet?

Nach § 406g Abs. 1 Satz 1 StPO hat grundsätzlich jede verletzte Person das Recht, 
sich während des gesamten Strafverfahrens der Unterstützung eines selbst finanzierten 
Psychosozialen Prozessbegleiters (PSPB) zu bedienen.

Insbesondere für minderjährige Opfer von Gewalt- und Sexualstraftaten sieht § 406g 
Abs. 3 Satz 1 StPO i. V. m. § 397a Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 5 StPO einen antragsgebunde-
nen Rechtsanspruch auf Beiordnung eines staatlich finanzierten PSPB vor.

Die PSPB ist nach § 2 Abs. 1 des Gesetzes über die psychosoziale Prozessbeglei-
tung im Strafverfahren (PsychPbG) eine besondere Form der nicht rechtlichen Betreu-
ung für besonders schutzbedürftige Verletzte und ist auf deren individuelle Bedürfnisse 
angepasst. Hierdurch sollen die mit einem Strafverfahren regelmäßig einhergehenden 
psychischen Belastungen des Opfers durch eine ziel- und gegebenenfalls auch kindge-
rechte Unterstützung und Begleitung, insbesondere im Rahmen einer Vernehmungs-
situation, weitestgehend minimiert und so die Aussagetüchtigkeit der verletzten Person 
sichergestellt werden.

Neben der Unterstützung durch einen PSPB können sich minderjährige Opfer-
zeugen auch des Angebots der Zeugenbetreuung bedienen. In Bayern sind bei allen 
Amts- und Landgerichten flächendeckend Zeugenbetreuungsstellen eingerichtet. Die 
Mitarbeitenden der Zeugenbetreuungsstellen begleiten und unterstützen die Opferzeu-
gen im Rahmen des gerichtlichen Verfahrens, insbesondere vor und während der Ver-
nehmung, und beantworten allgemeine Fragen zum Verfahrensablauf in verständlicher 
Form. Vielfach existieren an den Gerichten besondere Warteräume für Zeugen, die 
auch mit Spielsachen für Kinder ausgestattet sind.

Sofern ein betroffenes Kind sich dem Strafverfahren als Nebenkläger anschließen 
will, kann ihm für die meisten Delikte (insb. Sexual- und Gewaltstraftaten) nach § 397a 
Abs. 1 StPO auf Staatskosten ein Nebenklagebeistand, d. h. ein Anwalt, bestellt wer-
den.

3.2	 Wie bewertet das Staatsministerium der Justiz das in anderen Bundes-
ländern bereits umgesetzte Konzept der sogenannten Childhood-Häuser, 
die nach skandinavischem Vorbild interdisziplinäre Kompetenzzentren für 
Kinder und Jugendliche sind, die sexuellen Missbrauch erlebt haben, und 
in denen Ärztinnen und Ärzte sowie Psychologinnen und Psychologen mit 
Polizei und Justiz zusammenarbeiten und wo auch die jungen Opfer als 
Zeugen vor Ort in kindgerechter Umgebung vernommen werden können?

Zu den „Childhood-Häusern“ in anderen Bundesländern liegen dem Staatsministerium 
der Justiz keine genauen Informationen vor. Eine Bewertung der dortigen Konzepte 
kann daher nicht erfolgen.

Das lediglich in den skandinavischen Rechtssystemen zulässige „Childhood House“-
Konzept ist auf das deutsche Rechtssystem nicht übertragbar. Die Vorgaben für die 
Vernehmung bzw. Anhörung von Kindern in Strafverfahren und familiengerichtlichen 
Verfahren ergeben sich aus dem zwingenden Bundesrecht. Insbesondere wenn ein 
Kind Opfer von sexualisierter Gewalt geworden ist, muss es Ziel sein, die Vernehmung 
bzw. Anhörung von Kindern in Strafverfahren und familiengerichtlichen Verfahren auf 
das gesetzlich notwendige Mindestmaß zu beschränken. Soweit Vernehmungen bzw. 
Anhörungen aufgrund zwingender bundesrechtlicher Vorgaben durchzuführen sind, 
muss die Ausgestaltung möglichst kindgerecht erfolgen. Dabei sind allerdings auch die 
Verfahrensrechte der übrigen Beteiligten zu berücksichtigen.

Soweit der Verdacht besteht, dass ein Kind Opfer einer Straftat geworden ist, muss 
es – sofern es die nötige Aussagereife besitzt – in einem Ermittlungsverfahren von 
den örtlich zuständigen Strafverfolgungsbehörden vernommen werden. Vernehmun-
gen durch Kinderpsychologen, Ärzte oder Therapeuten sind unzulässig. Der zuständi-
ge Bundesgesetzgeber hat für den strafprozessualen Bereich bereits Regelungen zur 
deutlichen Reduzierung von Vernehmungen kindlicher Opfer von Straftaten eingeführt. 
Auf die Antwort zu Frage 2.1 wird insoweit verwiesen. Noch weiter gehende Beschrän-
kungen der Vernehmungen sind im Hinblick auf die verfassungsrechtlich garantierten 
Rechte des Beschuldigten nicht möglich.
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Die Familiengerichte sind in allen Kindschaftssachen und damit insbesondere in 
Sorge- und Umgangsrechtsverfahren sowie in Kinderschutzverfahren verpflichtet, das 
Kind unter den Voraussetzungen des § 159 des Gesetzes über das Verfahren in Fami-
liensachen und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) persönlich 
anzuhören. Die Anhörung dient nicht nur der Sachverhaltsaufklärung, sondern auch 
der Gewährung rechtlichen Gehörs. Sie entspricht dem verfassungsrechtlichen Ge-
bot, in Kindschaftssachen den Willen des Kindes als Träger eigener Grundrechte zu 
berücksichtigen. Die persönliche Anhörung des Kindes muss grundsätzlich unmittel-
bar durch die Familienrichterin bzw. den Familienrichter erfolgen, die bzw. der für die 
Entscheidung zuständig ist. Anhörungen durch Kinderpsychologen, Ärzte oder The-
rapeuten sind unzulässig. Wegen der weiteren Einzelheiten zur Kindesanhörung im 
familiengerichtlichen Verfahren wird auf die Antwort zu Frage 5.1 verwiesen. Durch das 
Gesetz zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder werden die Regelungen 
zur Kindesanhörung in § 159 FamFG ausgeweitet. Ergänzt wird zum einen die Pflicht 
des Familiengerichts, sich einen persönlichen Eindruck von dem Kind zu verschaffen. 
Zudem werden die Anhörungspflichten erweitert.

Für strafrechtliche Zeugenvernehmungen in Ermittlungsverfahren und familienge-
richtliche Anhörungen bestehen mithin unterschiedliche zwingende bundesrechtliche 
Vorgaben. Auch strukturell bestehen erhebliche Unterschiede zwischen einem Straf-
verfahren (Ermittlung der Schuld eines Beschuldigten bzgl. in der Vergangenheit lie-
gender Vorgänge) und einem familiengerichtlichen Verfahren (Gestaltungsentschei-
dung bzgl. künftigen Vorgehens zum Schutz des Kindeswohls). Vernehmungen und 
Anhörungen lassen sich daher kaum sinnvoll kombinieren oder miteinander verbinden. 
Für die strafgerichtliche Hauptverhandlung gelten erst recht äußerst strenge bundes-
rechtlich vorgeschriebene Form- und Verfahrensvorschriften, die eine Verbindung oder 
Kombination mit dem familiengerichtlichen Verfahren oder anderen Gerichts- oder Ver-
waltungsverfahren ausschließen.

Für die Staatsregierung hat daher Vorrang, die Situation von Kindern innerhalb der 
geltenden Rechtsordnung zu verbessern, z. B. durch eine bessere Vernetzung von Ju-
gendämtern, Schulen, medizinischen Einrichtungen, Gerichten, Polizei und Staatsan-
waltschaften und durch kindergerechte Vernehmungen bzw. Anhörungen innerhalb der 
Justiz.

3.3	 Wie wurden die Strukturen für Psychosoziale Prozessbegleitungen in Bayern 
seit dem Jahr 2014 – vor dem Hintergrund des mit dem 3. Opferrechtsreform-
gesetz zum 01.01.2017 insbesondere für Kinder und Jugendliche, die Opfer 
von Gewalt- und Sexualdelikten geworden sind, geschaffenen Anspruchs 
auf psychosoziale Prozessbegleitung – ausgebaut (bitte anknüpfend und 
im Vergleich zum unter Frage 6.2 der Drs. 17/7321 genannten Stand im Jahr 
2015 darstellen)?

Infolge des 3. Opferrechtsreformgesetzes vom 21.12.2015 wurde zum 01.01.2017 das 
Rechtsinstitut der PSPB in § 406g StPO gesetzlich verankert.

Vor diesem Hintergrund wurde am 13.12.2016 das Bayerische Gesetz zur Aus-
führung und Ergänzung strafrechtlicher Vorschriften (BayStrAG) mit Wirkung zum 
01.01.2017 erlassen, welches unter Art. 3 insbesondere die Qualifikationsanforderun-
gen und das Anerkennungsverfahren zum PSPB regelt. Die Anerkennung von PSPB 
und der erforderlichen Ausbildungsmaßnahmen erfolgt nach Prüfung der gesetzlichen 
Voraussetzungen durch die Zentrale Koordinierungsstelle Bewährungshilfe der baye-
rischen Justiz am Oberlandesgericht München. Hierdurch wird sichergestellt, dass die 
PSPB ausschließlich von zugelassenen und ausgebildeten Fachkräften ausgeübt wird.

Voraussetzungen für die Anerkennung als PSPB sind demnach ein Hochschulab-
schluss oder eine abgeschlossene Berufsausbildung in den Bereichen Sozialpäda-
gogik, Soziale Arbeit, Pädagogik oder Psychologie sowie mindestens zwei Jahre Be-
rufserfahrung in einem dieser Gebiete. Zudem ist die Absolvierung einer anerkannten 
Aus- oder Weiterbildungsmaßnahme zum PSPB erforderlich.

In diesem Zusammenhang wurden in den Jahren 2016/2017 und 2019 in Bayern 
zwei durch das Staatsministerium der Justiz geförderte Weiterbildungsmaßnahmen zur 
PSPB veranstaltet, welche jeweils sechs mehrtägige Module umfasst haben. Bestand-
teil beider Veranstaltungen war unter anderem eine altersgerechte Gesprächsführung 
mit verletzten Kindern und Jugendlichen, um auf deren besondere Bedürfnisse indivi-
duell eingehen zu können. Mit diesen beiden Weiterbildungsmaßnahmen wurden die 
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Voraussetzungen geschaffen, dass bayernweit eine ausreichende Anzahl an qualifi-
zierten PSPB zur Verfügung steht. In Bayern gibt es derzeit 46 PSPB.

Daneben werden durch das Staatsministerium der Justiz regelmäßige Treffen zum 
Erfahrungsaustausch der PSPB organisiert. Im Jahr 2019 fand der Erfahrungsaus-
tausch mit Vertretern der Justiz und der Polizeibehörden statt. Ein fortwährender fach-
licher Austausch sowie eine Vernetzung der involvierten Stellen werden so gewähr-
leistet.

Zusätzlich hat sich im Jahr 2018 eine Landesarbeitsgemeinschaft gegründet, in der 
sich die bayerischen PSPB organisieren können. Die Aufgaben der Landesarbeits-
gemeinschaft umfassen den fachlichen Austausch, Qualitätsfragen, Organisation von 
Fortbildungen und Intervisionen sowie Öffentlichkeitsarbeit. Zugleich versteht sich die 
Landesarbeitsgemeinschaft als Interessenvertretung gegenüber der Justiz, der Politik 
sowie der Öffentlichkeit. Das Staatsministerium der Justiz arbeitet eng mit der Landes-
arbeitsgemeinschaft zusammen, um das Betreuungsangebot nachhaltig zu verbessern 
und die Bekanntheit der PSPB weiter zu steigern.

Die stete Verbesserung des Opferschutzes, insbesondere bei minderjährigen Ver-
letzten, ist ein wichtiges Anliegen des Staatsministeriums der Justiz. Vor diesem Hin-
tergrund wurde bei der 91. Justizministerkonferenz vom 26./27.11.2020 der Beschluss 
zu TOP II 4 „Stärkung der psychosozialen Prozessbegleitung“ vollumfänglich unter-
stützt, in dessen Rahmen die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz 
unter anderem darum gebeten wurde zu prüfen, wie die Zulassungsvoraussetzungen 
des Rechtsinstituts der PSPB für minderjährige Verletzte erleichtert werden können. 
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat dieses Anliegen im 
Rahmen seines Berichts an den Nationalen Normenkontrollrat zu den bisherigen Er-
fahrungen mit der PSPB vom 02.02.2021 (vgl. BT-Drs 18/4621, S. 39–42) aufgegriffen. 
Demnach sollen die bestehenden Regelungen zur PSPB unter anderem dahin gehend 
überprüft werden, ob bei minderjährigen Verletzten durch eine Aufhebung des Antrags-
erfordernisses eine Stärkung des Opferschutzes erreicht werden kann.

4.1	 In wie vielen Fällen seit dem 01.01.2017 konnte der Anspruch auf Psycho-
soziale Prozessbegleitung mangels Beratungsangebots nicht erfüllt werden?

Es ist bayernweit kein Fall bekannt, in dem der Anspruch auf PSPB nicht erfüllt werden 
konnte.

4.2	 Sind für Straftaten gegen Kinder spezialisierte Sonderdezernate bei den 
Staatsanwaltschaften eingerichtet bzw. ist deren Einrichtung geplant?

Jugendschutzverfahren werden bei den bayerischen Staatsanwaltschaften von be-
sonders qualifizierten und auf diese Verfahren spezialisierten Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälten geführt. Je nach Größe der Staatsanwaltschaft arbeiten diese entweder 
in Sonderdezernaten oder sogar in eigenen Jugendschutzabteilungen.

4.3	 In wie vielen Fällen wurde in den Jahren 2015 und 2020 in kindschaftsrecht-
lichen Verfahren vor den Familiengerichten aufgrund von Kindesmissbrauch 
und Kindesmisshandlungen das Sorgerecht entzogen?

Die bayerische Justizgeschäftsstatistik in Familiensachen (F-Statistik) gibt Auskunft 
über die Verfahren vor den bayerischen Familiengerichten. Sie enthält z. B. Angaben 
dazu, wie viele der insgesamt erledigten Verfahren durch Beschluss nach § 1666 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) erledigt wurden bzw. auf wen die elterliche Sorge in 
Eheverfahren oder in anderen Familiensachen übertragen wurde. Die nach bundesweit 
einheitlichen Kriterien geführte Statistik enthält allerdings keine Angaben zu den Grün-
den für Beschlüsse nach § 1666 BGB bzw. Sorgerechtsübertragungen. Zu der Frage 
können daher keine Zahlen übermittelt werden.
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5.1	 Wie wird derzeit in kindschaftsrechtlichen Verfahren vor den Familien-
gerichten eine persönliche kindgerechte Anhörung von unter 14-jährigen 
Kindern, insbesondere eine entwicklungsgerechte Gesprächsführung mit 
den Kindern sichergestellt?

Die Umstände einer Anhörung von Kindern in familiengerichtlichen Verfahren werden 
weitestgehend durch das FamFG vorgegeben.

In Kindschaftssachen muss ein über 14 Jahre altes Kind vom Familiengericht per-
sönlich angehört werden, wenn das Verfahren – zumindest auch – die Person des Kin-
des betrifft, § 159 Abs. 1 FamFG. Hat ein Kind das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet, 
besteht eine Verpflichtung zur persönlichen Anhörung, wenn dessen Neigungen, Bin-
dungen oder Wille für die Entscheidung von Bedeutung sind oder wenn eine persön-
liche Anhörung aus sonstigen Gründen angezeigt ist, § 159 Abs. 2 FamFG. Ersteres ist 
regelmäßig bei Angelegenheiten der Personensorge der Fall. Nach gefestigter Recht-
sprechung ist eine persönliche Anhörung grundsätzlich ab einer Altersgrenze von drei 
Jahren veranlasst. Unter den genannten Voraussetzungen des § 159 Abs. 1 und 2 
FamFG ist eine persönliche Anhörung des Kindes grundsätzlich zwingend. Von ihr darf 
nur aus schwerwiegenden Gründen abgesehen werden (§ 159 Abs. 3 Satz 1 FamFG), 
etwa wenn im Einzelfall zu besorgen ist, dass das Kind durch die Anhörung aus seinem 
seelischen Gleichgewicht gebracht und sein Gesundheitszustand beeinträchtigt wird.

Die persönliche Anhörung des Kindes muss grundsätzlich unmittelbar durch die Fa-
milienrichterin bzw. den Familienrichter erfolgen, die bzw. der für die Entscheidung 
zuständig ist. Hat das Familiengericht dem Kind einen Verfahrensbeistand bestellt, soll 
die persönliche Anhörung in dessen Anwesenheit stattfinden, § 159 Abs. 4 Satz 3 
FamFG. Die Familienrichterin oder der Familienrichter soll das Kind grundsätzlich über 
den Gegenstand, Ablauf sowie möglichen Ausgang des Verfahrens in altersgerechter 
Weise informieren und dem Kind Gelegenheit zur Äußerung geben, § 159 Abs. 4 Satz 
1 und 2 FamFG.

Im Übrigen steht die Ausgestaltung der Kindesanhörung gemäß § 159 Abs. 4 Satz 4 
FamFG im Ermessen des Gerichts. Insbesondere entscheidet die zuständige Familien-
richterin bzw. der zuständige Familienrichter in richterlicher Unabhängigkeit und nach 
eigenem Ermessen, wann und wo die Anhörung stattfindet (in geschützter Atmosphäre 
z. B. im Richterzimmer) und wer ggf. noch an ihr teilnehmen darf (z. B. Eltern, Sach-
verständige, Jugendamtsvertreter). Das den Familienrichterinnen und Familienrichtern 
eingeräumte Ermessen hat sich dabei in erster Linie am Kindeswohl auszurichten.

5.2	 Sind alle bayerischen Familiengerichte mit entsprechender Technik zur 
Aufzeichnungen der Anhörung ausgestattet, damit die Kinder zu den Taten 
lediglich einmal befragt werden müssen (bitte detailliert antworten)?

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass die Kindesanhörung im familiengerichtlichen Ver-
fahren grundsätzlich unmittelbar durch die Familienrichterin bzw. den Familienrichter 
erfolgt, die bzw. der für die Entscheidung zuständig ist. Ein Bedarf für die Aufzeichnung 
von Vernehmungen besteht daher im Wesentlichen nur im Strafverfahren.

Den bayerischen Gerichten stehen wahlweise zwei technische Möglichkeiten zur 
Aufzeichnung von Vernehmungen oder Anhörungen zur Verfügung:

	– eine Videovernehmungsanlage, die es sowohl ermöglicht, Vernehmungen oder An-
hörungen live in einen anderen Raum zu übertragen, als auch diese aufzuzeichnen, 
oder

	– ein Camcorder-Bundle, mit dem Vernehmungen oder Anhörungen nur aufgezeich-
net werden können.

Folgende Gerichte verfügen über Videovernehmungsanlagen:
	– AG Hof
	– AG München, Nutzung durch andere Gerichte möglich
	– LG Amberg
	– LG Aschaffenburg
	– LG Augsburg
	– LG Bamberg
	– LG Bayreuth
	– LG Coburg
	– LG Deggendorf
	– LG Ingolstadt
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	– LG Nürnberg
	– LG Passau
	– LG Traunstein
	– OLG München

Folgende Gerichte verfügen über ein Camcorder-Bundle:
	– AG Altötting
	– AG Ansbach
	– AG Aschaffenburg
	– AG Augsburg
	– AG Bad Neustadt (Saale)
	– AG Bamberg
	– AG Bayreuth
	– AG Cham
	– AG Deggendorf
	– AG Erlangen
	– AG Forchheim
	– AG Fürstenfeldbruck
	– AG Fürth
	– AG Günzburg
	– AG Haßfurt
	– AG Hof
	– AG Ingolstadt
	– AG Kelheim
	– AG Kempten (Allgäu)
	– AG Kitzingen
	– AG Kronach
	– AG Landau (Isar)
	– AG Landsberg (Lech)
	– AG Landshut
	– AG Laufen
	– AG Lichtenfels
	– AG Lindau (Bodensee)
	– AG Mühldorf (Inn)
	– AG München
	– AG Neumarkt (Oberpfalz)
	– AG Neustadt (Aisch)
	– AG Neu-Ulm
	– AG Nördlingen
	– AG Nürnberg
	– AG Passau
	– AG Pfaffenhofen (Ilm)
	– AG Rosenheim
	– AG Schwandorf
	– AG Schweinfurt
	– AG Sonthofen
	– AG Straubing
	– AG Tirschenreuth
	– AG Traunstein
	– AG Weiden (Oberpfalz)
	– AG Weißenburg
	– AG Wunsiedel
	– AG Würzburg
	– LG Ansbach
	– LG Aschaffenburg

Insgesamt verfügen 60 Gerichte über die technischen Voraussetzungen, eine Ver-
nehmung aufzuzeichnen. Somit besteht in jedem Landgerichtsbezirk mindestens an 
einem Standort die Möglichkeit zur Aufzeichnung der Vernehmung oder Anhörung.

Sofern weitere Gerichte einen Bedarf für Videovernehmung sehen, können diese 
ohne Weiteres das Camcorder-Bundle über den Warenkorb des durch die bayerische 
Justiz beauftragten Betriebsdienstleisters bestellen.
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5.3	 Inwiefern gibt es seitens des Staatsministeriums der Justiz entsprechende 
Vorgaben, um eine entwicklungsgerechte Gesprächsführung und den Ein-
satz entsprechender Technik zur Aufzeichnung der Anhörungen sicherzu-
stellen?

Die Familienrichterinnen und Familienrichter haben bei der Durchführung der Kindes-
anhörung die gesetzlichen Vorgaben der § 159 Abs. 4 Satz 1 bis 3 FamFG zu beachten 
(siehe dazu Antwort zu Frage 5.1). Im Übrigen entscheiden sie eigenständig und in Aus-
übung richterlicher Unabhängigkeit, wie sie die Kindesanhörung gestalten. Vorgaben 
des Staatsministeriums der Justiz zur Gesprächsführung oder zum Einsatz von Video-
technik kann es daher nicht geben.

6.1	 Setzt die Übernahme eines Familiendezernats in der bayerischen Familien-
gerichtsbarkeit besondere qualitative Eingangsvoraussetzungen bei den 
angehenden Richterinnen und Richtern voraus, insbes. entsprechende 
Berufserfahrung, Kenntnisse auf dem Gebiet des Kinder- und Jugendhilfe-
rechts, Entwicklungspsychologie und Pädagogik?

Nach § 23b Abs. 3 Satz 2 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) darf eine Richterin bzw. 
ein Richter auf Probe im ersten Jahr nach der Ernennung die Geschäfte des Familien-
richters nicht wahrnehmen. Weitere Anforderungen an die Übernahme eines familien-
rechtlichen Dezernats bestehen nach geltendem Bundesrecht bislang nicht.

Das Gesetz zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder sieht vor, fachliche 
Eingangsvoraussetzungen für Familienrichterinnen und Familienrichter einzuführen. 
Künftig soll ein familienrechtliches Dezernat nur übernehmen dürften, wer über be-
legbare Kenntnisse im Familienrecht, im Familienverfahrensrecht und der notwendi-
gen Teile des Kinder- und Jugendhilferechts sowie über belegbare Grundkenntnisse 
der Psychologie, insbesondere der Entwicklungspsychologie des Kindes, und in der 
Kommunikation mit Kindern verfügt. Liegen diese Kenntnisse nicht vor, muss künftig 
gewährleistet sein, dass sie innerhalb von sechs Monaten erworben werden können.

6.2	 Wie werden Richterinnen und Richter der Familiengerichte bei Übernahme 
eines Familiendezernats in die Thematik des Kinderschutzes eingeführt?

6.3	 Welche Fortbildungsangebote im Bereich des Kinderschutzes werden vor 
dem Hintergrund des Art. 6 Bayerisches Richter- und Staatsanwaltsgesetz 
(BayRiStaG) für die Richterinnen und Richter vorgehalten (bitte detailliert 
angeben)?

Es besteht ein umfangreiches, an den Bedürfnissen der Justiz ausgerichtetes Fortbildungs-
angebot, welches rege angenommen wird. So wird für neu ernannte Familienrichterinnen 
und Familienrichter eine insgesamt zwei Wochen umfassende Einführungsfortbildung 
durchgeführt; diese Einführungstagungen werden von allen Familienrichterinnen und 
Familienrichtern absolviert. Daneben bietet das Staatsministerium der Justiz regelmäßig 
weitere Fortbildungsveranstaltungen zu verschiedenen familienrechtlichen Themen an. 
Fragen des Sorge- und Umgangsrechtes und damit des Kindeswohls, der richtige Um-
gang mit Kindern in Anhörungsterminen, psychisch kranke Eltern sowie familienpsycho-
logische Begutachtung sind zentrale Themen dieser Fortbildungsmaßnahmen.

Auch für die Vernehmung von Kindern im Strafverfahren werden unter Einbeziehung 
einer Aussagepsychologin regelmäßig spezielle Schulungen für die hiermit befassten 
Richterinnen und Richter (sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte) angeboten. Da-
neben werden Fachveranstaltungen durchgeführt, in welchen die vorliegend relevanten 
Deliktsgruppen (z. B. Körperverletzungsdelikte, sexueller Missbrauch) behandelt wer-
den.

Darüber hinaus stehen allen bayerischen Richterinnen und Richtern sowie Staatsan-
wältinnen und Staatsanwälten die Tagungsangebote der Deutschen Richterakademie 
offen. Diese führt ebenfalls jährlich Fachtagungen auf dem Gebiet des Familien- und 
Strafrechts durch, welche die verschiedenen Aspekte des Kinderschutzes behandeln 
(z. B. die jährlich stattfindende Tagung „Gewalt in der Familie“).
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Das Fortbildungsangebot wird fortlaufend evaluiert und an die Bedürfnislage ange-
passt, so auch aktuell mit Blick auf das Gesetz zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt 
gegen Kinder.

7.1	 Können sich Richterinnen und Richter, die ein Fortbildungsangebot in An-
spruch nehmen, für die Dauer der Fortbildung vom Dienst freistellen lassen?

Wenn Richterinnen und Richter ein Fortbildungsangebot – etwa aus dem landesweiten 
Fortbildungsprogramm oder dem Tagungsangebot der Deutschen Richterakademie 
– wahrnehmen, wird regelmäßig Fortbildungsreise angeordnet oder genehmigt. Die 
Frage, ob sie sich für die Dauer der Fortbildung vom Dienst freistellen lassen können, 
stellt sich dann nicht.

7.2	 Gibt es auch entsprechende Fortbildungsangebote in Form des E-Lear-
nings?

Das Fortbildungsangebot der bayerischen Justiz umfasst derzeit Onlinefortbildungen 
und Videoaufzeichnungen von Vorträgen; weiter wird den Justizangehörigen Material 
unmittelbar elektronisch oder allgemein im Intranet zum Selbststudium zugänglich ge-
macht. Das erfasst auch in der Antwort zu den Fragen 6.2 und 6.3 aufgeführte Angebote.

7.3	 Ist seitens der Staatsregierung die Einführung eines Rechts auf Fortbildung 
im BayRiStAG geplant?

Gemäß Art. 6 Abs. 1 Satz 2 BayRiStAG wird die dienstliche Fortbildung, einschließlich 
der Bedeutung der ethischen und sozialen Grundlagen des Rechts für die berufliche 
Praxis, von den Dienstvorgesetzten und der obersten Dienstbehörde gefördert. Für die 
bayerischen Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte be-
steht bereits ein sehr umfangreiches Fortbildungsangebot auf lokaler, regionaler und 
landesweiter Ebene, das fortlaufend evaluiert und ggf. weiterentwickelt und an sich ver-
ändernde Bedürfnislagen angepasst wird. Daneben steht den bayerischen Richterinnen 
und Richtern sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälten etwa das Angebot an der 
Deutschen Richterakademie oder auch des European Judicial Training Network (EJTN) 
offen. Das Fortbildungsangebot wird rege angenommen. Für die Einführung eines Rechts 
auf Fortbildung besteht daher kein Bedarf.

8.1	 Was wird seitens der Staatsregierung unternommen, damit die Jugendämter 
ihre gesetzlichen Prozessrechte zum Kinderschutz vor den Familiengerichten 
(§ 50 Abs. 1 Satz 2 Sozialgesetzbuch [SGB] Achtes Buch [VIII] i. V. m. dem 
Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit – FamFG) wahrnehmen, sofern sie nicht 
dazu bereits ohne Antragserfordernis verpflichtet sind (§ 162 Abs. 2 Satz 
2 FamFG)?

In § 50 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII ist unter anderem geregelt, dass das Jugendamt in Ver-
fahren zu Kindschaftssachen nach dem FamFG mitzuwirken hat. Korrespondierend 
dazu existiert im FamFG eine Verpflichtung für das Gericht, das Jugendamt anzuhören 
bzw. dieses in Verfahren nach den §§ 1666 und 1666a BGB zu beteiligen. Im Übrigen 
ist das Jugendamt auf seinen Antrag am Verfahren zu beteiligen und kann dabei auch 
Prozessrechte geltend machen. Der Staatsregierung liegen keine Erkenntnisse vor, dass 
die bayerischen Jugendämter ihre Prozessrechte in familiengerichtlichen Verfahren nicht 
wahrnehmen würden. Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe führen ihre Aufgaben im 
Rahmen der in Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz (GG) verfassungsrechtlich gewährleisteten 
kommunalen Selbstverwaltung nach der Maßgabe gesetzlicher Vorschriften im eigenen 
Wirkungskreis und in eigener Fallverantwortung aus.
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8.2	 Wie unterstützt die Staatsregierung die kommunalen Jugendämter, die in 
den Fällen der Gefährdung des Kindeswohls mangels einer bedingungslosen 
Anzeigenpflicht gemäß § 8a SGB VIII zunächst nach nicht unkomplizierter 
Gefährdungseinschätzung eine Entscheidung über die Informationsweiter-
gabe an die Strafverfolgungsbehörden zu treffen haben? 

Ob die Jugendämter die Einbindung von Strafverfolgungsbehörden für erforderlich er-
achten, wird von diesen im konkreten Einzelfall im eigenen Wirkungskreis und in eigener 
Fallverantwortung entschieden (vgl. hierzu Antwort zu Frage 8.1). Der Landesjugendhilfe-
ausschuss hat fachliche Empfehlungen zur Umsetzung des Schutzauftrags nach § 8a 
SGB VIII beschlossen (Beschluss vom 15.03.2006, geänderte Fassung vom 10.07.2012), 
die die Jugendämter bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unterstützen.

8.3	 Welche praktische Relevanz hat die in Art. 14 Abs. 6 Gesundheitsdienst- und 
Verbraucherschutzgesetz (GDVG) landesrechtlich für Bayern festgelegte 
Meldepflicht der dort genannten Berufsgruppen beim Vorliegen von An-
haltspunkten für eine Misshandlung, Vernachlässigung oder einen sexuellen 
Missbrauch eines Kindes oder Jugendlichen gegenüber den Jugendämtern 
im Vergleich zu der in § 4 Gesetz zur Kooperation und Information im Kinder-
schutz (KKG) bundesrechtlich geregelten bloßen Meldemöglichkeit?

In § 4 Abs. 3 KKG wird eine Gefährdungssituation beschrieben, in der aus Sicht der 
dort genannten Berufsgruppen eine akute Gefährdung des Wohls eines Kindes oder 
Jugendlichen besteht und diese Gefährdung aus ihrer Sicht nur durch das Jugendamt 
abgewendet werden kann. Zur Frage der Schweigepflicht (§ 203 StGB) enthält § 4 Abs. 3 
KKG die Aussage, dass die dort genannten Personen in diesen Fällen zur Weitergabe 
von entsprechenden Informationen an das Jugendamt „befugt“ sind. Die Frage, ob sie 
zur Abwendung dieser konkreten Gefährdung handeln müssen, wird im Bundesgesetz 
offen gelassen.

Sinn und Zweck der Regelungen in Art. 14 Abs. 3 und 6 GDVG ist die Sicherstel-
lung eines effektiven Kinderschutzes durch die verbindliche Zusammenarbeit zwischen 
Gesundheitsbereich und Kinder- und Jugendhilfe sowie die Schaffung von Handlungs- 
und Rechtssicherheit. Art. 14 Abs. 3 und Abs. 6 GDVG beschreiben aufbauend auf den 
gesetzlich geregelten Zuständigkeiten allein die Schwelle, ab der eine Handlungspflicht 
ausgelöst wird und das Jugendamt zur Abklärung und gegebenenfalls Beseitigung 
von Kindeswohlgefährdungen eingebunden werden muss. Die in Bayern seit 2008 in 
Art. 14 GDVG klar geregelte Mitteilungspflicht in solchen Fällen hat entscheidend zur 
Handlungssicherheit und weiteren Optimierung der Zusammenarbeit von Jugendhilfe 
und Gesundheitswesen beigetragen. Über zehn Jahre Praxisanwendung bestätigen, 
dass durch die verbindliche Zusammenarbeit jedes Jahr vielen von Gewalt oder Ver-
nachlässigung betroffenen Kindern und ihren Familien geholfen werden konnte, die 
ansonsten durch das Raster gefallen wären. Allein im Jahr 2019 sind den bayerischen 
Jugendämtern aus dem Gesundheitswesen insgesamt 1 236 Fälle aufgrund von ge-
wichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung mitgeteilt worden. In 917 der 
mitgeteilten Fälle bestand für die Jugendämter Handlungsbedarf. Davon waren 268 
Kinderschutzfälle dem Jugendamt zuvor noch nicht bekannt. Hier bestätigt sich die 
Wichtigkeit und Notwendigkeit der verbindlichen Zusammenarbeit, insbesondere zwi-
schen dem Gesundheitswesen und der Kinder- und Jugendhilfe auf dem Gebiet des 
Kinderschutzes auf der Grundlage von eindeutig gesetzlich klargestellten Handlungs- 
bzw. Mitteilungspflichten.
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Opferzahlen Kinder, nach Regierungsbezirken, 2015-2020, Beziehung zum Tatverdächtigen 

Jahr 
Schlüssel 

der Tat 
Straftat 

Opfer Beziehung des Opfers zum Tatverdächtigen 

Insge- männ- weib- 

Ehe / 
Partnerschaft / 

Informelle 
soziale 

Formelle 
soziale 

Keine 
Beziehung 

ungeklärt 
samt lich lich 

Familie 
einschl. 

Beziehungen 
Beziehungen 

in 

Angehörige Institutionen, 

Organisationen 
und 

Gruppen 

männ- weib- männ- weib- männ- weib- männ- weib- männ- weib- 

      
lich lich lich lich lich lich lich lich lich lich 

Bayern insgesamt 

2020 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

8.216 4.288 3.928 1.135 1.285 1.324 1.194 477 217 1.167 1.055 185 177 

2019 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

8.291 4.407 3.884 965 1.111 1.406 1.212 559 289 1.282 1.102 195 170 

2018 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

8.416 4.428 3.988 980 1.136 1.292 1.147 548 324 1.437 1.227 171 154 

2017 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

7.960 4.361 3.599 1.010 1.094 1.353 1.042 477 224 1.330 1.021 191 218 

2016 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

7.781 4.202 3.579 1.015 1.124 1.303 1.009 416 208 1.273 1.095 195 143 

2015 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

7.375 3.986 3.389 972 1.020 1.207 1.000 341 168 1.299 1.046 167 155 

Regierungsbezirk Oberbayern 

2020 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

2.776 1.443 1.333 405 471 449 369 118 72 408 357 63 64 

2019 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

2.806 1.459 1.347 305 389 471 399 163 95 452 414 68 50 

2018 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

2.881 1.533 1.348 343 394 393 317 223 135 506 434 68 68 

2017 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

2.654 1.492 1.162 385 379 419 283 158 89 475 350 55 61 

2016 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

2.565 1.413 1.152 331 372 411 311 137 75 476 343 58 51 

2015 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

2.318 1.282 1.036 322 340 363 264 103 41 457 335 37 56 

Regierungsbezirk Niederbayern 

2020 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

686 338 348 100 88 102 125 46 37 74 87 16 11 

2019 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

645 348 297 89 93 108 103 42 23 96 64 13 14 

2018 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

711 343 368 76 97 101 113 42 29 108 119 16 10 

2017 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

591 317 274 61 96 118 84 28 15 92 69 18 10 

2016 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

731 419 312 109 87 139 112 38 20 116 85 17 8 

2015 ------ 
Straftaten 
insgesamt 

703 395 308 93 100 95 95 30 10 156 84 21 19 
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Opferzahlen Kinder, nach Regierungsbezirken, 2015-2020, Beziehung zum Tatverdächtigen 

Jahr 
Schlüssel 

der Tat 
Straftat 

Opfer Beziehung des Opfers zum Tatverdächtigen 

Insge- männ- weib- 

Ehe / 
Partnerschaft / 

Informelle 
soziale 

Formelle 
soziale 

Keine 
Beziehung 

ungeklärt 
samt lich lich 

Familie 
einschl.  

Beziehungen 
Beziehungen 

in 

      
Angehörige   Institutionen, 

      
    

Organisationen 
und 

      
    Gruppen 

      
männ- weib- männ- weib- männ- weib- männ- weib- männ- weib- 

      
lich lich lich lich lich lich lich lich lich lich 

Regierungsbezirk Oberpfalz 

2020  ------  
Straftaten 
insgesamt 

612 326 286 117 101 90 98 23 10 84 62 12 15 

2019  ------  
Straftaten 
insgesamt 

658 353 305 84 94 106 104 47 26 94 72 22 9 

2018  ------  
Straftaten 
insgesamt 

605 327 278 89 83 95 96 21 16 112 69 10 14 

2017  ------  
Straftaten 
insgesamt 

574 315 259 84 89 106 85 20 9 89 61 16 15 

2016  ------  
Straftaten 
insgesamt 

601 301 300 99 93 105 99 14 18 71 71 12 19 

2015  ------  
Straftaten 
insgesamt 

612 314 298 78 86 114 78 27 16 79 108 16 10 

Regierungsbezirk Oberfranken 

2020  ------  
Straftaten 
insgesamt 

863 457 406 93 138 156 135 69 23 123 101 16 9 

2019  ------  
Straftaten 
insgesamt 

918 505 413 120 114 171 162 81 31 120 91 13 15 

2018  ------  
Straftaten 
insgesamt 

906 468 438 94 82 159 142 73 53 124 149 18 12 

2017  ------  
Straftaten 
insgesamt 

863 478 385 105 97 150 156 82 31 127 86 14 15 

2016  ------  
Straftaten 
insgesamt 

855 423 432 115 119 129 136 52 26 113 140 14 11 

2015  ------  
Straftaten 
insgesamt 

754 379 375 93 104 121 140 26 21 121 95 18 15 

Regierungsbezirk Mittelfranken 

2020  ------  
Straftaten 
insgesamt 

1.207 650 557 151 159 204 162 92 29 184 183 19 24 

2019  ------  
Straftaten 
insgesamt 

1.193 636 557 129 152 210 185 63 37 209 161 25 22 

2018  ------  
Straftaten 
insgesamt 

1.170 600 570 143 162 180 180 82 37 176 176 19 15 

2017  ------  
Straftaten 
insgesamt 

1.229 643 586 116 171 200 174 74 28 208 151 45 62 

2016  ------  
Straftaten 
insgesamt 

1.050 574 476 123 140 178 117 63 25 175 175 35 19 

2015  ------  
Straftaten 
insgesamt 

1.068 588 480 143 148 191 149 52 31 173 133 29 19 

Regierungsbezirk Unterfranken 

2020  ------  
Straftaten 
insgesamt 

677 335 342 77 130 108 112 43 16 94 74 13 10 

2019  ------  
Straftaten 
insgesamt 

792 441 351 86 83 141 105 96 30 96 112 22 21 

2018  ------  
Straftaten 
insgesamt 

814 449 365 76 109 154 120 31 23 175 105 13 8 
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Opferzahlen Kinder, nach Regierungsbezirken, 2015-2020, Beziehung zum Tatverdächtigen 

Jahr 
Schlüssel 

der Tat 
Straftat 

Opfer Beziehung des Opfers zum Tatverdächtigen 

Insge- männ- weib- 

Ehe / 
Partnerschaft / 

Informelle 
soziale 

Formelle 
soziale 

Keine 
Beziehung 

ungeklärt 
samt lich lich 

Familie 
einschl.  

Beziehungen 
Beziehungen 

in 

      
Angehörige   Institutionen, 

      
    

Organisationen 
und 

      
    Gruppen 

      
männ- weib- männ- weib- männ- weib- männ- weib- männ- weib- 

      
lich lich lich lich lich lich lich lich lich lich 

2017  ------  
Straftaten 
insgesamt 

677 343 334 82 92 129 108 32 16 89 111 11 7 

2016  ------  
Straftaten 
insgesamt 

682 359 323 105 138 124 76 25 14 85 87 20 8 

2015  ------  
Straftaten 
insgesamt 

662 364 298 80 72 134 108 24 7 113 98 13 13 

Regierungsbezirk Schwaben 

2020  ------  
Straftaten 
insgesamt 

1.212 673 539 177 178 206 175 85 29 179 137 26 20 

2019  ------  
Straftaten 
insgesamt 

1.149 632 517 139 171 195 137 67 47 206 151 25 11 

2018  ------  
Straftaten 
insgesamt 

1.235 677 558 150 195 208 174 75 31 225 140 19 18 

2017  ------  
Straftaten 
insgesamt 

1.259 741 518 165 154 227 139 82 36 243 168 24 21 

2016  ------  
Straftaten 
insgesamt 

1.192 683 509 127 166 213 144 85 28 230 156 28 15 

2015  ------  
Straftaten 
insgesamt 

1.159 634 525 153 158 187 157 78 41 193 153 23 16 
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TABELLE 1

Wegen Straftaten an Kindern Verurteilte in den Jahren 2019 bis 2015 nach Art der Straftat

Anmerkung: Wegen der im November 2016 in Kraft getretenen Reform des Sexualstrafrechts, mit der praktisch bedeutsame neue Tatbestände geschaffen wurden, erfolgt die Ausweisung in der Tabelle für die Jahre 2015 und 2016 sowie für 2017 bis 2019 jeweils gesondert.

Verurteilte insgesamt Verurteilte insgesamt

Straftatbestände 2019 2018 2017  Straftatbestände 2016 2015

 StGB § 171 Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht 2 1 5  StGB § 171 Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht 1 0

 StGB § 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 211 175 219  StGB § 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 194 204

 StGB § 176a Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 97 76 90  StGB § 176a Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 70 80

StGB § 176b Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 0 0 0  StGB § 176b Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 0 0

 StGB § 177 Abs. 1 Sexuelle Handlungen gegen den erkennbaren Willen 7 4 0  StGB § 177 Abs. 1 Sexuelle Nötigung 16 17

 StGB § 177 Abs. 2 Nr. 1 Abs. 4 Sexuelle Handlungen unt. Ausnutzen der Unfähigkeit z. Willensbildung od. -äußerung 0 0 1  StGB § 177 Abs. 2 Nr. 1 Vergewaltigung 5 7

 StGB § 177 Abs. 2 Nr. 2,3,4,5 Sex. Handlungen unt. Ausnutzung and. Einschränk. d. Fähigkeit z. Willensbild. od. -betätigung 2 1 0  StGB § 177 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 und 4 Schwerwiegende Fälle der sexuellen Nötigung / Vergewaltigung 3 1

 StGB § 177 Abs. 5 Sex. Handlungen unt. Anwendung v. Gewalt, Drohung od. Ausnutzen einer schutzl. Lage 11 13 13  StGB § 177 Sexuelle Nötigung / Vergewaltigung 24 25

 StGB § 177 Abs. 6 Nr. 1 Vergewaltigung 4 23 18  StGB § 178 Sexuelle Nötigung / Vergewaltigung mit Todesfolge 1 0

 StGB § 177 Abs. 6 Nr. 2, Abs. 7,8 Gemeinschaftlich begangener od. anderer schwerer sexueller Übergriff 1 2 1

 StGB § 177 Sexueller Übergriff, sexuelle Nötigung, Vergewaltigung 25 43 33

 StGB § 178 Sexueller Übergriff, sexuelle Nötigung und Vergewaltigung mit Todesfolge 0 0 1

 StGB § 211 Mord 1 1 3  StGB § 211 Mord 3 3

 StGB § 211 i.V.m. §§ 22, 23 Versuchter Mord 0 1 2  StGB § 211 i.V.m. §§ 22, 23 Versuchter Mord 0 0

 StGB §§ 212, 213 Totschlag 0 4 5  StGB §§ 212, 213 Totschlag 3 4

 StGB § 221 Aussetzung 1 0 0  StGB § 221 Aussetzung 0 2

 StGB § 222 Fahrlässige Tötung, außer im Straßenverkehr 5 0 1  StGB § 222 Fahrlässige Tötung, außer im Straßenverkehr 0 5

 StGB § 223 Körperverletzung 167 175 182  StGB § 223 Körperverletzung 182 174

 StGB § 224 Abs. 1 Nr. 1 Gefährliche Körperverletzung, Vergiftung 4 2 2  StGB § 224 Abs. 1 Nr. 1 Gefährliche Körperverletzung, Vergiftung 3 4

 StGB § 224 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 Gefährliche Körperverletzung 59 82 60  StGB § 224 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 Gefährliche Körperverletzung 65 57

 StGB § 224 Gefährliche Körperverletzung 63 84 62  StGB § 224 Gefährliche Körperverletzung 68 61

 StGB § 225 Misshandlung von Schutzbefohlenen 9 18 19  StGB § 225 Misshandlung von Schutzbefohlenen 16 14

 StGB § 226 Abs. 1 Schwere Körperverletzung 1 1 1  StGB § 226 Abs. 1 Schwere Körperverletzung 0 1

 StGB § 226 Abs. 2 Absichtliche oder wissentliche schwere Körperverletzung 0 0 0  StGB § 226 Abs. 2 Absichtliche oder wissentliche schwere Körperverletzung 0 0

 StGB § 226 Schwere Körperverletzung 1 1 1  StGB § 226 Schwere Körperverletzung 0 1

 StGB § 227 Körperverletzung mit Todesfolge 0 1 0  StGB § 227 Körperverletzung mit Todesfolge 0 0

 StGB § 235 Entziehung Minderjähriger 6 8 13  StGB § 235 Entziehung Minderjähriger 5 9

 StGB § 239 a Erpresserischer Menschenraub 0 1 0  StGB § 239 a Erpresserischer Menschenraub 0 0

 StGB § 239 b Geiselnahme 0 0 0  StGB § 239 b Geiselnahme 0 0

Anlage 2 zur Schriftlichen Anfrage Drucksache 18/15766



TABELLE 2

Verurteilte wegen Straftatbeständen, die per se ausschließlich Kinder als Geschädigte beinhalten, in den Jahren 2019 bis 2015 nach Art der Straftat

Verurteilte insgesamt

Straftatbestände 2019 2018 2017 2016 2015

 StGB § 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 211 175 219 194 204

 StGB § 176a Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 97 76 90 70 80

StGB § 176b Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 0 0 0 0 0

StGB § 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte 373 298 294 255 251
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TABELLE 3

Nach allgemeinem Strafrecht Verurteilte wegen Straftatbeständen, die per se ausschließlich Kinder als Geschädigte beinhalten, nach Art der Hauptstrafe

  Verurteilte  Von den Verurteilten erhielten als schwerste Strafe          Strafarrest Personen mit verwirkter  

Straftatbestände  insgesamt  Freiheitsstrafe          insgesamt Geldstrafe ingesamt      

  insgesamt  unter 6 Monate  6 Monate  mehr als ... bis einschließlich ...  9 Monate bis 1 Jahr  1 Jahr bis 2 Jahre  2 bis 3  3 bis 5  5 bis 10  10 bis 15  lebenslange    Verwirkte Geldstrafen (soweit nicht als Nebenstrafe erkannt) mit    

 zusammen  zusammen  6 bis 9 Monate zusammen  zusammen  zusammen  Jahre  Jahre  Jahre  Jahre    5 bis 15 Tagessätzen  16 bis 30 Tagessätzen  31 bis 90 Tagessätzen  91 bis 180 Tagessätzen  181 bis 360 Tagessätzen  361 und

      zusammen  zusammen  zusammen  zusammen  zusammen  mehr

               Tages-

               sätzen

2019

 StGB § 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 141 131 0 9 16 35 56 9 5 1 0 0 0 10 0 0 3 7 0 0

   StGB § 176 Abs. 1, 2 und 3 93 92 0 1 7 24 47 8 4 1 0 0 0 1 0 0 1 0 0 0

   StGB § 176 Abs. 4 45 37 0 8 9 11 7 1 1 0 0 0 0 8 0 0 2 6 0 0

   StGB § 176 Abs. 5 3 2 0 0 0 0 2 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 1 0 0

 StGB § 176a Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 66 66 0 0 0 0 18 7 17 23 1 0 0 0 1 0 0 0 0 0

StGB § 176b Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

StGB § 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte 334 189 5 17 54 53 56 2 2 0 0 0 0 145 0

2018

 StGB § 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 108 95 1 7 10 28 27 15 5 2 0 0 0 13 0 0 3 10 0 0

   StGB § 176 Abs. 1, 2 und 3 60 60 0 3 7 18 18 8 4 2 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

   StGB § 176 Abs. 4 47 35 1 4 3 10 9 7 1 0 0 0 0 12 0 0 3 9 0 0

   StGB § 176 Abs. 5 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 1 0 0

 StGB § 176a Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 62 62 0 0 0 0 16 13 17 16 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

StGB § 176b Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

StGB § 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte 280 179 7 19 41 42 58 9 2 1 0 0 0 101 1 9 30 54 7 0

2017

 StGB § 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 148 139 3 8 23 30 49 16 8 2 0 0 0 9 0 0

   StGB § 176 Abs. 1, 2 und 3 90 90 0 3 12 21 36 10 6 2 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

   StGB § 176 Abs. 4 58 49 3 5 11 9 13 6 2 0 0 0 0 9 0 0 4 5 0 0

   StGB § 176 Abs. 5 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

 StGB § 176a Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 74 74 0 1 0 1 27 11 24 10 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

StGB § 176b Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

StGB § 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte 281 164 10 13 30 53 50 8 0 0 0 0 0 117 2 4 52 54 5 0

2016

 StGB § 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 128 115 2 6 17 34 36 11 8 1 0 0 0 13 0 1

   StGB § 176 Abs. 1, 2 und 3 77 73 0 1 11 17 29 9 5 1 0 0 0 4 0 1 2 1 0 0

   StGB § 176 Abs. 4 51 42 2 5 6 17 7 2 3 0 0 0 0 9 0 0 3 6 0 0

   StGB § 176 Abs. 5 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

 StGB § 176a Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 53 53 0 0 0 0 12 7 15 19 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

StGB § 176b Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

StGB § 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte 246 128 4 10 33 45 31 4 1 0 0 0 0 118 1 5 58 49 5 0

2015

 StGB § 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 140 128 5 10 20 27 43 11 11 1 0 0 0 12 0 0 5 7 0 0

   StGB § 176 Abs. 1, 2 und 3 78 77 1 1 12 15 28 9 10 1 0 0 0 1 0 0 0 1 0 0

   StGB § 176 Abs. 4 62 51 4 9 8 12 15 2 1 0 0 0 0 11 0 0 5 6 0 0

   StGB § 176 Abs. 5 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

 StGB § 176a Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 61 61 0 0 0 1 13 6 20 19 2 0 0 0 0 0 0 0 0 0

StGB § 176b Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

StGB § 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte 238 125 9 18 25 41 30 2 0 0 0 0 0 113 0 4 58 48 3 0
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TABELLE 4

Nach Jugendstrafrecht Verurteilte wegen Straftatbeständen, die per se ausschließlich Kinder als Geschädigte beinhalten, nach Art der Entscheidung

  Verurteilte Von den Verurteilten erhielten als schwerste Strafe oder Maßnahme         Zucht-  Erzie-

Straftatbestände  insgesamt Jugendstrafe insgesamt  6 Monate mehr als ... bis einschließlich ...  9 Monate bis 1 Jahr  1 Jahr bis 2 Jahre  2 bis 3  3 bis 5  5 bis 10  10 bis 15  mittel  hungs-

 zusammen  6 Monate bis 9 Monate  zusammen  zusammen  Jahre  Jahre  Jahre  Jahre  maß-

  zusammen        regeln

2019   

 StGB § 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 70 19 0 3 3 11 2 0 0 0 41 10

   StGB § 176 Abs. 1, 2 und 3 40 18 0 3 3 10 2 0 0 0 18 4

   StGB § 176 Abs. 4 30 1 0 0 0 1 0 0 0 0 23 6

   StGB § 176 Abs. 5 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

 StGB § 176a Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 31 23 0 4 0 16 1 2 0 0 7 1

StGB § 176b Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

StGB § 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte 39 2 0 0 0 2 0 0 0 0 26 11

2018

 StGB § 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 67 11 0 4 2 5 0 0 0 0 44 12

   StGB § 176 Abs. 1, 2 und 3 42 9 0 4 1 4 0 0 0 0 26 7

   StGB § 176 Abs. 4 25 2 0 0 1 1 0 0 0 0 18 5

   StGB § 176 Abs. 5 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

 StGB § 176a Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 14 12 0 3 0 5 1 3 0 0 2 0

StGB § 176b Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

StGB § 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte 18 5 0 0 1 4 0 0 0 0 11 2

2017

 StGB § 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 71 19 0 5 7 6 1 0 0 0 40 12

   StGB § 176 Abs. 1, 2 und 3 47 15 0 4 4 6 1 0 0 0 24 8

   StGB § 176 Abs. 4 24 4 0 1 3 0 0 0 0 0 16 4

   StGB § 176 Abs. 5 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

 StGB § 176a Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 16 9 0 0 2 6 0 1 0 0 7 0

StGB § 176b Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

StGB § 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte 13 2 0 0 1 1 0 0 0 0 9 2

2016

 StGB § 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 66 17 1 5 4 6 1 0 0 / 41 8

   StGB § 176 Abs. 1, 2 und 3 45 12 0 4 3 4 1 0 0 / 27 6

   StGB § 176 Abs. 4 21 5 1 1 1 2 0 0 0 / 14 2

   StGB § 176 Abs. 5 0 0 0 0 0 0 0 0 0 / 0 0

 StGB § 176a Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 17 7 0 0 0 4 1 1 1 / 10 0

StGB § 176b Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 0 0 0 0 0 0 0 0 0 / 0 0

StGB § 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte 9 0 0 0 0 0 0 0 0 / 8 1

2015

 StGB § 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 64 14 2 3 4 5 0 0 0 / 42 8

   StGB § 176 Abs. 1, 2 und 3 46 13 2 3 4 4 0 0 0 / 26 7

   StGB § 176 Abs. 4 18 1 0 0 0 1 0 0 0 / 16 1

   StGB § 176 Abs. 5 0 0 0 0 0 0 0 0 0 / 0 0

 StGB § 176a Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 19 14 1 1 3 8 1 0 0 / 5 0

StGB § 176b Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 0 0 0 0 0 0 0 0 0 / 0 0

StGB § 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte 13 1 0 1 0 0 0 0 0 / 9 3

Anmerkung: / bedeutet nicht ausgewiesen.
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